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Michael Kretschmer (CDU/CSU):
Frau Kollegin, Sie haben mit Bezug auf Gerhard

Schröder diesen Hinweis gebracht. Ich habe da nichts
zurückzunehmen.

Noch einmal: Ich finde, was wir 1989 überwunden
haben

(Zurufe von der LINKEN: Wir!)

– ja, was wir miteinander überwunden haben –, war et-
was so Schlimmes und es hätte so furchtbar geendet,
dass man es mit nichts in Verbindung bringen kann oder
mit nichts abwägen kann, was in einer Demokratie an
schwierigen Entscheidungen, auch unangenehmen Ent-
scheidungen zu treffen ist, an schwierigen Prozessen zu
bewältigen ist. Gott sei Dank können wir hier im Haus
miteinander diskutieren, können schwierige Entschei-
dungen treffen, ohne Angst haben zu müssen, was uns
passiert, wenn wir nach Hause gehen.

(Dr. André Hahn [DIE LINKE]: Doch! Wenn
wir im NSA-Ausschuss die falschen Fragen
stellen!)

Das, finde ich, sollte man nicht durcheinanderbringen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Wolfgang Tiefensee [SPD])

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. – Nächste Rednerin in der Debatte ist
die Kollegin Monika Lazar, Bündnis 90/Die Grünen.

Monika Lazar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Bis zur letzten Rede war das eine sehr angemessene De-
batte. Aber ich fand die Rede vom Vorredner der CDU
unpassend. Sich das vorzuwerfen, muss, finde ich, heute
nicht sein.

(Sabine Weiss [Wesel I] [CDU/CSU]: Was?)

Man kann sagen: Weder die Ost-CDU noch die dama-
lige SED sind die Erben der Bürgerinnen-und-Bürger-
Bewegung. Die Erben waren, wenn überhaupt, Bünd-
nis 90 und die Grünen sowie die Ost-SDP.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)

– Ihr wurdet einfach nur übernommen – genauso wie die
Bauernpartei.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Allianz
für Deutschland oder so! Erinnern Sie sich
mal!)

Das gehört zur Wahrheit dazu und auch die Rolle von
Herrn Tillich bis 1989.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der LINKEN)

Ich wollte es eigentlich nicht erwähnen, aber nun sage
ich es doch.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Arnold,
sagst du gleich noch etwas dazu?)

Ich bin in Leipzig geboren, habe Ende der 80er-Jahre
in Leipzig studiert, und die Wahl vor 25 Jahren war
meine erste Wahl. Ich war stolz, nicht zum Zettelfalten
zu gehen, sondern den Mut zu haben, richtig wählen zu
gehen.

Auch in Leipzig und Umgebung wurde die Wahl be-
obachtet. Es wurde aufgerufen, mit Nein zu stimmen.
Auch in der DDR gab es Wahlkabinen. Die hat nur nie-
mand benutzt, weil klar war: Wer dort hineingeht, macht
wahrscheinlich irgendetwas, was nicht korrekt ist.

Damals, vor 25 Jahren, haben wir die Wahlkabinen
benutzt. Um mit Nein zu stimmen, musste man jeden
einzelnen Vorschlag mit dem „Wahlbesteck“, mit Lineal
und Kuli, einzeln durchstreichen; das dauerte eine Weile.
Wenn man herauskam, hatte man garantiert einen Ver-
merk an seinem Namen und danach sozusagen in der
Akte. Aber da man nicht allein war, sondern es durchaus
mehrere gab, hatte auch ich den Mut und war danach
ganz stolz. Das war aber nur der erste Teil.

Um 18 Uhr waren wir wieder im Wahllokal, um bei
der Auszählung dabei zu sein; wir wollten das beobach-
ten. Auch das war in der DDR völlig legal. Alle Auszäh-
lungen waren öffentlich. Da ist nur niemand hingegan-
gen, weil klar war: Es wählen sowieso 99 Prozent die
Kandidaten der Nationalen Front.

In dem Wahlbüro, wo ich war, hat man zum Beispiel
versucht, die Neinstimmen als ungültig zu werten. Dage-
gen haben wir protestiert. Dann hat man versucht, das ir-
gendwie anders hinzubekommen.

An dem Abend gab es eine Demonstration in Leipzig;
das ist vorhin schon angesprochen worden. Es gab auch
einen Beschluss der Synode der evangelischen Landes-
kirche in Sachsen mit dem Aufruf, entweder nicht zur
Wahl zu gehen oder die Wahlkabine zu benutzen.

Als am nächsten Tag das offizielle Ergebnis verkün-
det wurde, konnten alle diejenigen, die dabei gewesen
waren, nur lachen, weil sie wussten: Ungefähr 10 Pro-
zent waren Gegenstimmen.

Zu dem Tag, denke ich, kann man sagen: Diese Kom-
munalwahl war ein Puzzleteil im Vorfeld der friedlichen
Revolution; denn die Menschen haben sich immer weni-
ger bieten lassen und sind immer mutiger geworden.

Ich hätte, ehrlich gesagt, nicht gedacht, dass die Frie-
densgebete in der Leipziger Nikolaikirche innerhalb von
wenigen Monaten zu Montagsdemos in Leipzig führen
würden, dass es schon im März 1990 die ersten freien
und ungefälschten Wahlen geben würde und dass ich im
Jahr 1990 in Wahllokalen die Wahlen leiten würde. Zehn
Monate davor habe ich noch beobachtet.

Ich war in den entscheidenden Jahren bzw. in der ent-
scheidenden Zeit in Leipzig dabei und kann immer noch
sagen: Das waren für mich die spannendsten Jahre mei-
nes Lebens. Man wusste, als man im September 1989
auf die Straße ging, nicht, was passieren würde. Es war
gefährlich. Dann bekam die Entwicklung eine sehr große
Eigendynamik. Ich denke aber: Diese Wahlen vor
25 Jahren haben das Ende der DDR mit eingeleitet. Das
miterlebt zu haben, stärkt einen noch bis heute – manch-
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mal auch bei den politischen Streitereien im Bundestag
oder auf anderen Ebenen. Denn wer kann schon sagen:
„Ich war bei einer Revolution – und dann noch bei einer
friedlichen – dabei“?

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
bei der SPD und der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. – Für die SPD-Fraktion hat jetzt das

Wort Wolfgang Tiefensee.

(Beifall bei der SPD)

Wolfgang Tiefensee (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Im
Zusammenhang mit dem 7. Mai 1989 würde ich gerne
über Zivilcourage sprechen. Es gibt ein einfacheres Wort
mit drei Buchstaben dafür: Mut. Der 7. Mai 1989 ist ein
wichtiger Markstein des Countdowns, der am Ende zum
Sturz des DDR-Regimes geführt hat. Ich wünschte, hier
im Haus – von der einen Seite bis zur anderen Seite –
würden alle glasklar sagen: Die DDR war ein Unrechts-
staat, eine Diktatur. Punkt! Das sieht man an der Wahl-
fälschung.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Diese klare Botschaft muss man zum Ausdruck bringen.

Wem verdanken wir nun den 9. November, der letzt-
lich mit dem am 7. Mai beginnenden Countdown seinen
Anfang nahm? Wir verdanken ihn mutigen Menschen.
Da stehen die ganz Großen – Friedensnobelpreisträger
Willy Brandt und Gorbatschow – im Rampenlicht. Da
stehen ein Vaclav Havel und ein Lech Walesa im Ram-
penlicht. Im Kern aber waren es mutige Menschen, die
ihre Angst überwunden haben; denn der Nährboden für
Diktatur ist, dass es einem Regime gelingt, Angst zu ver-
breiten.

Sehr verehrter Kollege de Maizière, ich darf Sie bit-
ten, wenn es um den 9. November geht, nicht der Versu-
chung zu erliegen, vielleicht doch am Ende zu sagen: Es
ist Helmut Kohl gewesen, der die Mauer eingerissen hat.

(Monika Lazar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das waren schon wir!)

Nein, mit Blick auf den 9. November – die Feierlichkei-
ten stehen an – wäre es gut, wenn die Bürgerinnen und
Bürger, das Volk, im Mittelpunkt stehen würden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Es gibt in Deutschland mehrere Tendenzen, die uns
nicht unberührt lassen dürfen. Ich möchte drei anspre-
chen, um konkret zu sagen, was wir jetzt tun müssen:

Erstens geht es um Politikerverachtung, Politikver-
drossenheit sowie um die Differenz zwischen politi-

schem Handeln und der Bequemlichkeit des Bürgers.
Wir müssen etwas tun, damit Menschen von Kindheit an
sozusagen Muskeln dafür bekommen, sich zu artikulie-
ren, einen eigenen Standpunkt zu erlangen, sich in die ei-
genen Angelegenheiten einzumischen und von der eige-
nen Unmündigkeit wegzukommen. Das fällt nicht vom
Himmel. Wir müssen darüber diskutieren, wie wir mit
Volksbefragungen, Volksbegehren und Volksentschei-
dungen die Bürger noch dichter an die politischen Ent-
scheidungen heranbringen.

Ich fordere Sie auf, es meiner Heimatstadt und vielen
anderen Städten gleichzutun und Jugendparlamente ein-
zurichten, damit man lernt, wie das geht. Die Piraten ha-
ben eine nicht uninteressante Diskussion angefacht: Wie
ist es mit Liquid Democracy? Müssen wir nicht irgend-
wann einmal auch neue, moderne Instrumente des
21. Jahrhunderts nutzen?

Zweitens. Der Mainstream – so sagt Heitmeyer – bis
weit in die Bevölkerung hinein ist Ausländerfeindlich-
keit bzw. Ausländerverachtung. Es geht darum, diesen
Mainstream, der immer weiter in die Gesellschaft hi-
neinreicht, zu brechen. Wir müssen Initiativen stärken,
die das tun.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
LINKEN)

Ich bin Manuela Schwesig sehr dankbar, dass sie am ver-
gangenen Mittwoch solche Initiativen eingeladen hat.
Dabei hat sie auch gesagt, dass sie die Förderung auf den
Prüfstand stellen will. Wir brauchen unter Umständen
mehr institutionelle und langfristigere Förderung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
LINKEN)

Ich stelle Ihnen das Projekt WorldCitizen in Berlin
vor. Hier hat sich Salahdin Said – er ist in Rheinland-
Pfalz geboren – die Frage gestellt: Warum werde ich an-
gesichts meines Aussehens immer nur danach gefragt,
woher ich komme, und nicht, welche Talente und wel-
chen Charakter ich habe? – Wir brauchen Gesprächsfor-
men. Das müssen wir unterstützen. Ich rege an, dass wir
uns mit aller Kraft bis hinein in unsere Haushaltsgesetz-
gebung dafür einsetzen, dass diese Initiativen gestärkt
werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN)

Und das Dritte: Ein Problem ist, dass die rechtsextre-
men und rechtsradikalen Gedankengüter immer weiter in
die Mitte der Gesellschaft rücken. In Pirna beispiels-
weise – das ist ein Ort nahe Dresden; Dresden war im
Herbst 1989 nicht unwichtig, genauso wie Plauen und
Leipzig – hat sich eine Initiative um Sebastian Reißig
gegründet, die sich Aktion Zivilcourage nennt. Meine
Damen und Herren, es ist auf dem flachen Lande nicht
so einfach, gegen rechts aufzutreten, wie zum Beispiel in
einer großen Stadt auf einer Demonstration. Auch solche
Initiativen zu stärken und dafür zu sorgen, dass sie ge-
nug Substanz behalten, dass aus diesem bürgerschaftli-
chen Engagement Mut erwächst, muss unsere Aufgabe
sein. Darauf müssen wir den Fokus richten.


